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Die Stimmung könnte besser
sein, als EU-BotschafterAndreas
Künne zum Interview empfängt:
Er hat starke Kopfschmerzen.
Nicht wegen des Hin und Her in
den bilateralen Beziehungenmit
derSchweiz.DerdeutscheDiplo-
mat spürt zumerstenMal seit sei-
ner Ankunft im Herbst 2025 die
fiese BisevonBern.Doch ergerät
rasch in Fahrt, als er auf die Kri-
se in Europa angesprochenwird.

Herr Künne, die Schweiz
macht sich Sorgen um
ihre grosse Nachbarin und
wichtigste Kundin, die EU.
DerenWirtschaft lahmt,
die Energiepreise steigen,
und dieAufrüstung verschlingt
Milliardensummen.
Übersteht die Union das?
Wirkommendann ambestenvo-
ran, wenn wir unter Druck sind.
Die Europäische Union entstand
aus den Trümmern des letzten
Weltkriegs, als Friedensprojekt,
in demdie nationalen Interessen
ausgeglichenwerden. Jetzt tut sie
alles dafür, dasswir nicht vor den
Trümmern eines neuen Kriegs
stehen. Hätte uns vor sechs Jah-
ren jemand gesagt, dass die EU
bald einen Kommissar fürVertei-
digung undRaumfahrt ernennen
würde, hätten wir wahrschein-
lich beide herzhaft gelacht. Jetzt
haben wir ihn.

Was unternimmt
die EU konkret?
Wir haben sehr, sehr viele Hebel
in Bewegung gesetzt.Wir haben
zum Beispiel ein 800-Milliar-
den-Euro-Rüstungsprogramm
namens «REARM Europe» auf-
gelegt. Aus der einfachen Ein-
sicht heraus, dasswir unswahr-
scheinlich allemiteinander über
die letzten Jahrzehnte einwenig
zu bequem eingerichtet hatten
und dass es jetzt darauf an-
kommt, dass wir uns selbst ver-
teidigen können.

Die EU verteidigt Europa
anstelle derNato?
Die EU will die Nato nicht er-
setzen. Wir müssen als Europä-
er unsereVerteidigungsfähigkeit
ausbauen, damit die Nato in
Europa bleibt.

Ist die Nato nicht ohnehin tot?
Ich bin tief überzeugter Euro
päer und Transatlantiker. Die
Nato ist nicht tot. Wie in jeder
Organisation gibt esAuf undAb.
Aber wenn wir die Dinge nüch-
tern betrachten, sehen wir, dass
die Verteidigungsausgaben der
europäischen Nato-Mitglieds-
staaten unglaublich gewachsen
sind als Reaktion auf den russi-
schen Angriffskrieg.

Russland setzt darauf,
dass in der EU der politische
Wille schwindet, die Ukraine
mit so viel Geld zu stützen.
Das tundieRussen schon seit vier
Jahren. Russland gewinnt diesen
Krieg nicht.Wirwissen in derEU,
worumes geht.Wir sind nicht im
Krieg, aber wir leben auch nicht
mehr im Frieden.Daswird in der
sehr friedlichenSchweiz gernver-
gessen. In Berlin wurde ein Op-

positioneller auf offener Strasse
von einem Auftragskiller in rus-
sischen Diensten erschossen. In
Tschechien wurde ein Muniti-
onsdepot in die Luft gejagt, es gab
zweiTote.EswerdenBusse ange-
zündet. In Polen gibt es Anschlä-
ge auf Bahnstrecken. Wir haben
jeden Tag Hunderttausende von
Cyberangriffen ausRussland.Das
ist, glaube ich, inzwischenbei den
meistenMenschen angekommen.

Europa sei ein schläfriger
Riese, schreibt die Zeitung
«The Economist».
Die EU ist weder schläfrig noch
einRiese.Die EU steht fürSicher-
heit, für Rechtsstaatlichkeit, für
Verlässlichkeit. SinddasAttribute,
dieman einemRiesen gemeinhin

beimessen würde? Es entspricht
nicht unseremSelbstverständnis,
ein Riese zu sein. Die EU tut alles
dafür, dass der Raum, in dem die
Stärke des Rechts gilt und nicht
das Recht des Stärkeren, so gross
wie möglich bleibt.

Für die kleine Schweiz
ist die EU ein Riese.
Vielleicht ist die EU ein freund-
licher Riese. Sie hat einen Raum
geschaffen mit Freiheiten, die
früher unvorstellbar waren. Das
ist eine riesige Errungenschaft.
Wir feiern am Samstag den Eu-
ropatag. Am 9. Mai 1950 hat der
damalige französische Aussen-
minister Robert Schuman sei-
nen Plan vorgelegt: Die Europäi-
sche Gemeinschaft fürKohle und
Stahl sollte neue Kriege verhin-
dern. Sie hat die europäische In-
tegration begonnen, dank der die
Schweiz heute die beste Nachba-
rin hat, die sie je hatte.Wann hat
es in der europäischen Geschich-
te eine Zeit gegeben, in der die
Schweiz von Demokratien um-
geben war, die miteinander in
Frieden leben? Das ist ein direk-
tes Verdienst der EU.

Die EU ist mit einer
Bevölkerung von 450Millionen

Menschen der grösste Markt
unter den Industrieländern.
Dennoch eilen die USAder EU
wirtschaftlich davon.Warum?
Die EU-Kommission hat zwei
Prioritäten. Die eine ist die mili
tärische Sicherheit. Sie ist eine
Voraussetzung fürwirtschaftliche
Sicherheit.Die zweite Priorität ist
die Steigerung derWettbewerbs-
fähigkeit. Wir sehen natürlich
auch selbst, dass das Produktivi-
tätswachstum in der EU zurück-
gefallen ist in den letzten Jah-
ren. Damit sind wir auch nicht
zufrieden. Wir reduzieren nun
die Bürokratie mit inzwischen
11 sogenannten Omnibus-Geset-
zespaketen. Unser Ziel ist, den
Verwaltungsaufwand für KMU
um35Prozent zu reduzierenund
fürdie grossenUnternehmenum
25 Prozent.

Haben die USAdie EU
nicht längst abgehängt?
Alle führenden KI-Modelle
sind US-amerikanisch.
Nein.Wir sind nicht auf dem ab-
steigendenAst. ImGegenteil. Die
Zahl der Länder, die der Union
beitreten möchten, wird immer
grösser.Warum stimmen die Is-
länder darüber ab, die Beitritts-
verhandlungen wieder aufzu-

nehmen?Warum gibt es in Nor-
wegen ähnliche Diskussionen?
So unattraktiv können wir of-
fenkundig nicht sein. Europa
liegt bei all den weichen Fakto-
ren regelmässig an der Spitze,
zum Beispiel bei der Zufrieden-
heit mit den Lebensumständen.

Europa ist ein alternder
Kontinent. DieWirtschaftskraft
und damit die politischeMacht
dürften nachlassen.
Die Bevölkerung altert auch in
China, in Südkorea, in Japan.Das
ist in allen industrialisierten Ge-
sellschaften so. Es gibt nur we-
nige Ausnahmen wie die USA –
wegen der Zuwanderung. Wir
geraten nur dann auf einen ab-
steigendenAst,wennwirdie Pro-
duktivität nicht mehr erhöhen
und die sozialen Sicherungssys-
temenicht an die Zukunft anpas-
sen.Aberwirwerden in zehn Jah-
ren eine ganz andere Diskussion
führen als jetzt.

Nämlich?
Die Zahl derErwerbstätigenwird
zurückgehen. Arbeitskräfte wer-
den fehlen. Wir werden erneut
die Debatte führen müssen, ob
wir nicht die Lebensarbeitszeit
erhöhen.Viele EU-Länder haben

das bereits getan, und diese De-
batte wird auch in der Schweiz
kommen.UmZuwandererwird es
dann einen Verteilkampf geben.

So hochwie in der Schweiz ist
das Bevölkerungswachstum in
keinemEU-Land.Haben Sie
Verständnis dafür, dass viele
Schweizer damit hadern?
DieBevölkerung ist inderSchweiz
schneller gewachsen als andern-
orts, weil der wirtschaftliche Er-
folg über die letzten Jahrzehnte
grösserwar als andernorts.

Die Schweizer stimmen am
14. Juni über eineVolksinitiative
zur Begrenzung der
Bevölkerung auf 10Millionen
Menschen ab. Stellt das die
Personenfreizügigkeit infrage?
Wir verfolgen die Debatte mit
grosser Aufmerksamkeit. Aber
diese Abstimmung ist eine in
nenpolitische Angelegenheit der
Schweiz, zu der ich jetzt nichts
sage.

Wiewürde ein Ja
zur 10-Millionen-Initiative
die Diskussion über die
Bilateralen III beeinflussen?
Wir machen einen Schritt nach
dem anderen. Warten wir den
Ausgang der Abstimmung ab.

Mitten in diese Diskussion
platzt eine EU-Reform, die für
die SchweizMehrkosten von
HundertenMillionen Franken
nach sich ziehen könnte: Für
Grenzgänger soll in Zukunft
nichtmehr dasWohnland
Arbeitslosengelder zahlen,
sondern das Land der
Arbeitsstelle.Wie hoch
schätzen Sie dieMehrkosten
für die Schweiz?
Immerruhigmit den jungenPfer-
den. Bisher reden wir von einer
vorläufigen Einigung, die vom
Ministerrat und dem Europäi-
schen Parlament noch förmlich
gebilligtwerdenmuss. Sollte das
Paket ratifiziertwerden,würde es
auch für die Schweiz gelten. Ich
sehe hier eine Verkürzung in der
Diskussion.Wenn ein Grenzgän-
geraus Frankreich in derSchweiz
arbeitet und Beiträge in die Ar-
beitslosenversicherung einzahlt,
mussderzeit die französische Sei-
te dafür aufkommen,wenn er ar-
beitslos wird. Darin sehe ich ein
grundsätzlichesProblemderAus-
gewogenheit.Was die Lösung die
Schweiz kostet, lässt sich bisher
nicht präzise beziffern.

Viele Schweizer haben
den Eindruck, nicht
mitbestimmen zu können.
Ich plädiere dafür, dass man
das ganze Bild betrachtet. In der
Summeprofitieren die Schweizer
Sozialsystemevon den zugewan-
dertenArbeitskräften aus derEU.
Mit 87 Prozent ist die Erwerbs-
quote der EU- und Efta-Bür-
ger höher als jene von Schwei-
zer Bürgern, die bei 85 Prozent
liegt. EU- und Efta-Bürger zah-
len 27 Prozent derAHV-Beiträge,
aber sie beziehen nur 14,9 Pro-
zent der Leistungen. Hören Sie
sich mal in Genf und Basel um,
was alles nichtmehr funktionie-
ren würde, wenn die Grenzgän-
ger nicht mehr da wären.

«Mit der EU hat die Schweiz heute
die beste Nachbarin, die sie je hatte»
Andreas Künne Allen Problemen zum Trotz sei die Europäische Union nicht auf dem absteigenden Ast,
sagt der EU-Botschafter in Bern. Ihm zufolge profitiert unser Land von der Zuwanderung.

«In der Summe
profitieren
die Schweizer
Sozialsysteme von
den zugewanderten
Arbeitskräften
aus der EU.»

«Wir sind nicht im Krieg, aber wir leben auch nicht mehr im Frieden», meint Diplomat Andreas Künne. Foto: Susanne Keller


